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gerechtes, demokratisches Europa mal eben so zu erreichen 
ist. Doch sicher ist, dass ohne eine starke LINKE die Abschot-
tung Europas, der Neoliberalismus und der Rechtspopulismus 
und Rechtsextremismus wachsen werden. Der Kapitalismus 
muss überwunden werden, im Parlament und auf anderen 
Ebenen und Wegen werden wir unsere Kritik und Alterna-
tiven zu vertreten haben. 

Nicht nur das Europaparlament braucht mehr Rechte, 
auch die Bezirksversammlungen sollten endlich mehr als nur 
formale Verwaltungsausschüsse werden. Die sieben Ham-
burger Bezirke, die mit ihren 120.000 bis 400.000 Einwoh-
nerInnen locker mit anderen Großstädten mithalten können, 
haben keine eigenen Parlamente. Dabei ist die Bezirksebene 
viel dichter an den Menschen und den Problemen dran als 
Bürgerschaft, Bundestag oder gar Europaparlament. 

In allen sieben Bezirken haben sich die LINKEN aktiv in die 
Bezirkspolitik und die Bezirksversammlungen eingebracht. 
In den vorangegangenen Ausgaben des BürgerInnenbriefs ha-

ben die bezirklichen Linksfraktionen ihre Bezirke vorgestellt, 
über Altona wird in dieser Ausgabe berichtet. Und egal, ob es 
das Aufdecken der Geldverschwendung in Wandsbek wegen 
der Privatisierung des Bezirksamtsgebäudes, in Mitte der Ein-
satz gegen Gefahren- und Schicki-Micki-Gebiete, in Nord der 
Kampf gegen die Vernichtung günstigen Wohnraums, in Eims-
büttel die Flüchtlingsunterbringung, in Bergedorf der Wider-
stand gegen die Kürzungspolitik des Senats, in Harburg das 
Eintreten gegen den Faschismus, in Altona die Stärkung des 
BürgerInnenwillens durch verbindliche Volksentscheide ist 
– an all diesen und noch viel mehr Stellen haben die LIN-
KEN den Finger in die Wunde gelegt. Und überall haben sie
den Schulterschluss mit Initiativen vor Ort gesucht, ohne sie
zu vereinnahmen und ohne unkritisch zu sein. Nutzen wir
die Parlamente und das Noch-Nicht-Parlament Bezirksver-
sammlung, damit die außerparlamentarischen Bewegungen
ihr Standbein auf diesen Ebenen erhalten. Gerade auch dafür
sind linke Kräfte in den Parlamenten wichtig!

CDU mimt emotionale Nähe
Von Joachim Bischoff

durchaus Gedanken gemacht, um die SPD in der Popularität 
abzuhängen. Um die Vormachtstellung der SPD in den Ham-
burger Bezirken bei den Bezirksversammlungswahlen am 25. 
Mai zu brechen, setzt die Union auf Emotionalität. Sie will den 
WählerInnen ihr »Herz für Hamburg« zeigen. Die größte Oppo-
sitionspartei zieht mit diesem Slogan und mit drei zentralen 
Themen in die Wahlen zu den Bezirksversammlungen am 25. 
Mai: gegen die ihrer Ansicht nach chaotische Verkehrspolitik 
der allein regierenden SPD, für mehr Sauberkeit und Sicher-
heit und die Wiedereinführung des Bezirklichen Ordnungs-
dienstes (BOD) sowie für mehr Bürgerbeteiligung durch bes-
sere und frühzeitige Information vor Ort. Was also zeigt das 
christdemokratische Herz für Hamburg: Vorrang für den Au-

Wenige Tage vor der Europawahl zeichnet sich in Hamburg 
ein Trend für die SPD ab. Laut einer repräsentativen Umfrage 
wollen 32% die SPD wählen, 27% die CDU, 14% die GRÜNEN 
und 10% DIE LINKE.

Diese Blitzaufnahme der politischen Stimmung in Ham-
burg ist aufschlussreich: Bestätigt wird damit ein deutlicher 
Verlust bei der Zustimmung zur Politik der SPD. Die CDU 
würde gerne das politische Kräfteverhältnis bei der anste-
henden Bezirks- und Europawahl verschieben, um für die 
Neuwahlen zur Hamburgischen Bürgerschaft eine günstigere 
Ausgangsposition zu haben. Offenkundig ist aber das Ange-
bot der CDU nicht so überzeugend, dass ein Regierungswech-
sel in Hamburg vorstellbar wäre. Dabei hat sich diese Partei 
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toverkehr, mehr Sicherheit und Sauberkeit sowie Bürgerbe-
teiligung.

Die Union will also die Vormachtstellung der SPD in den 
Bezirken brechen. »Wir wollen einen Gegenpol zur zentra-
listischen SPD im Rathaus schaffen«, sagte CDU-Parteichef 
Marcus Weinberg, ohne sich auf Bündnisse mit den Grünen 
festzulegen. Bürgermeister Olaf Scholz und seine Parteifreun-
dInnen hätten dafür gesorgt, dass inzwischen alle sieben Be-
zirksamtsleiter ein SPD-Parteibuch haben. CDU-Fraktionschef 
Dietrich Wersich sprach in diesem Zusammenhang von der 
»Arroganz der Macht«, die bei den SozialdemokratInnen wie-
der zu beobachten sei. »Wir wollen andere Mehrheiten in den 
Bezirksversammlungen hinbekommen«. »Ich bin sehr verär-
gert über die SPD«, klagt wiederum Weinberg. »Erst lässt die 
Partei die kommunale Ebene drei Jahre lang ausbluten, kurz 
vor der Wahl entdeckt sie jetzt ihre Liebe für die Bezirke.« 
Weinberg äußerte zudem sein Entsetzen über die Sozialdemo-
kratInnen in den Bezirken, die die Scholz-Politik auch dann 
widerspruchslos hinnähmen, wenn sie anderer Meinung 
seien. 

Schauen wir uns als Beispiel das Wahlprogramm der 
ChristdemokratInnen für den Bezirk Hamburg-Mitte an. Auch 
hier geht es vor allem um Sicherheit und Sauberkeit. Ange-
strebt wird die Wiedereinführung des BOD als ein wirksames 
lokales Instrument zur Schaffung von Vertrauen und Sicher-
heit, die Erhöhung der Polizeipräsenz in den Stadtteilen, um 
Kriminalität, vor allem Einbruchsdelikten vorzubeugen, die 
bessere Beleuchtung öffentlicher Flächen zur Verstärkung 
der Sicherheit, die Erhöhung der Sauberkeit auf öffentlichen 
Arealen und in Grünanlagen sowie Reinigungskonzepte für 
die zahlreichen Großveranstaltungen.

Doch worum geht es in Hamburg-Mitte wirklich? Schließ-
lich zählen hier gleich mehrere Stadtteile (insbesondere 
Horn, Billstedt und Wilhelmsburg) zu den benachteiligten 
Quartieren. Die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit und Jobs 
mit niedrigem Einkommen sowie die Verfestigung von Ar-
mutsstrukturen drückt sich gerade in Hamburg in einer so-
zial-räumlichen Verteilung aus. Armut und Reichtum ver-
teilen sich nicht gleichmäßig über das Stadtgebiet, sondern 
fi nden sich mehr oder weniger konzentriert in Quartieren 
oder städtischen Regionen, die immer stärker gegeneinander 
abgeschottet sind. »Wir erleben eine räumliche Bevölkerungs-
umverteilung, die unterschiedliche soziale Gruppen freiwil-
lig oder gezwungenermaßen, je nach ihren Mitteln und Mög-
lichkeiten, zusammenbringen. Diese Neuordnung des Raums 
nach dem Prinzip des ›Unter-sich-Bleibens‹ führt auch zu ei-
ner Umgestaltung der von ihnen zu bewältigenden Probleme, 
nicht nur auf dem Wohnungssektor, sondern auch beim Zu-
gang zu Gütern, Dienstleistungen und Sozialleistungen, sie 
bestimmt ihre Fähigkeit, in mehr oder weniger gesicherten 
Verhältnissen zu leben, ihre berufl ichen Chancen oder die 
Qualität der Schulbildung und die Zukunft der Kinder und so 
weiter.« (Robert Castel, Die Krise der Arbeit, Hamburg 2011.)

In Hamburg-Mitte ist dieses »Unter-sich-bleiben« sehr aus-
geprägt. Und wie stößt man in einem solchen Quartier die So-
zialdemokratie mit ihrer Arroganz der Macht vom politischen 

Sockel? Indem man deutlich Emotionalität und Zusammenge-
hörigkeit mimt. Daher hat die CDU-Mitte ihrem aggressiven 
Wahlkampf ein Motto mitgegeben, bei dem die Unterprivile-
gierten mit einem Fotowettbewerb ihre emotionale Nähe zur 
bürgerlichen Partei demonstrieren können. »Platz ist in der 
kleinsten Hütte« – so der Titel der Kampagne des ehemaligen 
Fraktionsvorsitzenden Gunter Böttcher, ein wirklich pas-
sender politischer Slogan für ein benachteiligtes Quartier. 

Die Sozialdemokratie wiederum steht zu ihrer Arroganz 
der Macht und hat viel Wahlkampfgeld – 200.000 Euro – mo-
bilisiert, um die emotionale Attacke der CDU abzuwehren. 
Dirk Kienscherf, Parlamentarischer Geschäftsführer der SPD, 
betont: »Wir bleiben mit großem Abstand stärkste Kraft und 
werden weiter hart daran arbeiten, Hamburg voranzubrin-
gen. Dass dies der ehemaligen Regierungspartei CDU und 
Herrn Wersich kaum einer zutraut, belegt auch diese Um-
frage erneut. Unser Ziel für die nächste Bürgerschaftswahl 
bleibt 40 plus x.«

Die SPD ist sicher, dass sie in Hamburg zum einen ihr Bun-
destagsergebnis bestätigt, wenn auch mit deutlichen Ver-
lusten an politischer Sympathie. In der Tat profi tiert die CDU 
vom vermutlichen Stimmenrückgang für die SPD nicht und 
wird also irgendwo in der Spanne zwischen 27 und 23% hän-
gen bleiben. GRÜNE und LINKE werden sich über leichte Zu-
gewinne freuen können. »Mit einem solchen Wahlergebnis 
könnten wir gut leben« – triumphiert die SPD.
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genüber den Interessen des schwedischen Konzerns hat man 
offensichtlich vergessen, die Kosten durchzurechnen und Ver-
träge mit der Baufi rma zu schließen, die eine Verdoppelung der 
Umbaukosten ausschließen. Der Tunnel wird nun nicht etwa 
verbreitert, vertieft oder barrierefrei hinsichtlich des deut-
lich überschrittenen zulässigen Gefälles für Rollstuhlfahrer 
gestaltet, sondern ausschließlich aufgehübscht. Das erfolgt, 
damit die IKEA-Kunden, die vom Altonaer Bahnhof kommen, 
ein Wohlfühlempfi nden entwickeln können, um davon befl ü-
gelt ordentlich einzukaufen. Neu ist das Vergessen kosten-
begrenzender Vertragsregelungen gegenüber Baufi rmen und 
InvestorInnen, die man getrost auch Renditehaie nennen kann, 
nicht. Bei der Bebauungsplanung für das spitz zulaufende Drei-
eck zwischen Max-Brauer-Allee, Neuer Großer Bergstraße und 
Großer Bergstraße hat der damalige Bezirksamtsleiter Warm-
ke-Rose bereits in einem fragwürdigen Verfahren einfach ohne 
BürgerInnenbeteiligung alles einseitig auf die Interessen von 
IKEA zugeschnitten. Völlig vergessen worden sei dabei, einen 
städtebaulichen Vertrag mit der Verpfl ichtung zu wenigstens 
einem Drittel sozialen Wohnungsbaus abzuschließen. Was für 
ein Pech auch. Komischerweise hat der Senat das nicht an 
sich gezogen, obwohl es doch Olaf Scholz’ Vertrag für Ham-
burg mit dem Drittelmix im Wohnungsbau zuwiderläuft.

Dafür hat man die BürgerInnen hinsichtlich der Gestaltung 
des Goetheplatzes befragt und ihnen eine Mitsprache einge-
räumt. Trotzdem gibt es keinen Goetheplatz mehr, sondern 
nur noch eine zugige Fußgängerpassage. Die Bodenkommis-
sion des Senats, die im Grunde dafür da ist, öffentliches Ei-
gentum zu »veruntreuen«, hat eine nicht unerhebliche Fläche 
der Fußgängerzone an den Investor Bruhn verkauft, dem noch 
einige weitere Immobilien hier gehören. Bruhn, der in den USA 
lebt, ist auch Eigentümer des nun schon fast vollständig ent-
mieteten Areals an der Ecke Holstenstraße/Max-Brauer-Allee 
(früherer Motorrollerladen), wo es weit über hundert günstige 
Wohneinheiten gab, die nach der Neubebauung allenfalls im 
Hochpreisbereich oder als Eigentumswohnungen wieder an-
geboten werden dürften.

Aber genug von all diesen ekligen Spekulations- und Pro-
fi tinteressen und den sie begleitenden Unterwerfungsgesten 
der Politik und Verwaltung. Zwei ineinander übergehende The-
men haben uns im vergangenen Jahr in Altona in besonderem 
Maße beschäftigt: Flüchtlinge und Obdachlosigkeit. Beginnen 
wir mit den Flüchtlingen. 

Der so genannte HSV-Parkplatz Braun an der Schnacken-
burgallee hat ein Areal, das seit ca. 15 Jahren der Rom- und 
Cinti-Union (RCU) als Durchreiseplatz dient. Dort wurde ein 
Sanitär- und Gemeinschaftshaus errichtet, um Familien- bzw. 
Sippentreffen und -feste zu ermöglichen. Der Platz wurde der 
RCU unterstellt, allerdings mit lediglich drei halben Stellen für 
die platzwärterische Betreuung ausgestattet.

Im Dezember 2012 kam nun Innensenator Neumann in den 
Hauptausschuss des Bezirks Altona und stellte fest, dass die 
dreimonatige Erstaufnahme überlastet sei. Da sei doch der im 
Winter von den Roma und Cinti eh nicht genutzte Parkplatz 
Braun ideal. Es handele sich ohnehin nur um eine vorüberge-
hende Maßnahme und auch nur um 150 Flüchtlinge. Wenig 

später erschien Sozialsenator Scheele im Hauptausschuss und 
sagte, dass die nach der dreimonatigen Erstaufnahme durch 
die Innenbehörde in seine Zuständigkeit fallende Folgeunter-
bringung von Flüchtlingen nun auch nicht mehr geschultert 
werden könne, weswegen sich der Parkplatz Braun als ham-
burgweit einzige Unterbringungsmöglichkeit anböte. Aus un-
terschiedlichen Gründen wenig begeistert beschlossen alle 
in der Bezirksversammlung vertretenen Parteien, diesem An-
sinnen befristet zuzustimmen. Hauptkritikpunkt der LINKEN, 
der CDU und der GRÜNEN war, dass man keine Flüchtlings-
Großlager in einer abgelegenen Gegend zwischen Autobahn 
und Müllverbrennungsanlage auf einem HSV-Parkplatz wolle. 
Tatsächlich rief dann mitten im Frost im Februar 2013 der Be-
zirksamtsleiter die Fraktionen an mit der Bitte, nun doch auch 
noch Obdachlose in den Containerburgen einzuquartieren, da 
das Winternothilfeprogramm in der Spaldingstraße regelrecht 
überquelle. Aufgrund der Notlage wurde auch diese bittere Pil-
le einstimmig geschluckt. Dann erfolgten wiederholte Appelle 
der Innenbehörde, vertreten durch SPD-Staatsrat Schiek und 
die grüne Leiterin der Ausländerbehörde Westfahlen, doch bit-
te weitere Erstaufnahmefl üchtlinge dort unterzubringen. Die 
Aufstockung beträgt inzwischen 600 Personen mit der Option 
auf 800.

Zwischenzeitlich hatten irische Wanderarbeiter, die mit ih-
ren Familien aufgrund der heimatlichen Not europaweit von 
Baustelle zu Baustelle geistern, das Gelände als kostenlosen 
Camping- und Bauschuttentsorgungsplatz entdeckt. Vonseiten 
der Innenbehörde wurde in Bezug auf dieses Problem der RCU 
vorgeworfen, sie habe nicht ordentlich kontrolliert, worauf de-
ren Vorsitzende empört erklärte, er würde nicht kontrollieren, 
ob jemand ein echter oder falscher Zigeuner sei, noch dazu 
mit drei Halbtagsstellen und einer kaputten Schranke, die sie-
ben Tage jeweils 24 Stunden betreut werden müsste.

Nun haben sich ständig wechselnd im Jahr mehrere hun-
dert Menschen auf diesem Platz aufgehalten. Bei den Flücht-
lingen handelt es sich in erster Linie um Muslime aus den 
kaukasischen Teilrepubliken, um Afghanen, um Syrer, aber 
auch um Roma aus Südosteuropa. Die Lebensgewohnheiten 
der Beteiligten sind nun bei der Bekleidung und auch beim Al-
koholkonsum extrem unterschiedlich. Die Unterbringungscon-
tainer entsprechen zwar denen der Bundeswehr im Kundus, 
jedoch ist die würdelose und nicht hinreichend kultursensible 
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Unterbringung in so einem zusammengepferchten Großlager 
nicht hinnehmbar. Abzulehnen ist es auch, Menschen so von 
der Wohnbevölkerung abzuschotten. Das widerspricht jedem 
Gedanken an gesellschaftliche Integration und hat auch ein 
hohes Gefährdungspotenzial.

Vor dem Asylkompromiss zwischen CDU und SPD, der fak-
tisch das Asylrecht in Deutschland aushebelte, gab es erheb-
lich höhere Asylbewerberzahlen als heute. Dennoch stellt der 
SPD-Senat die Situation nun so dar, als sei man völlig überra-
schend von der Zahl der AsylbewerberInnen überrollt worden 
und wisse nicht mehr ein noch aus, sodass nur noch Notlö-
sungen in Betracht kämen, und dies vor allem in Altona, wo die 
Tradition doch so offen sei. Das ist zwar richtig, aber perfi de, 
wenn es erpresserisch daran geknüpft wird, menschenun-
würdige Unterbringungsmöglichkeiten zu genehmigen, wie es 
durch den Senat seit einem Jahr fortwährend geschieht.

Und damit sind wir bei der anderen Flüchtlingsgruppe in Al-
tona, den Lampedusa-Flüchtlingen. Diese ca. 300 Schwarz-
afrikaner waren bekanntlich Gastarbeiter zu Ghaddafi s Zeiten 
in Libyen. Unterstützt durch das massive NATO-Luftbombarde-
ment (10.000 Einsätze) gewannen die islamistischen Milizen 
allmählich die Oberhand, die nunmehr regelrechte Treibjagden 
auf die schwarzafrikanischen Gastarbeiter veranstalteten, die 
pauschal als Söldner Ghaddafi s bezeichnet wurden. Diese 
fl ohen daher über das Mittelmeer nach Lampedusa, sofern 
sie nicht ertranken. In Italien wurden sie registriert und zwei 
Jahre lang in Flüchtlingsunterkünften untergebracht. Im Zuge 
der Wirtschaftskrise versuchte man, sich ihrer zu entledigen, 
indem man sie mit italienischen Duldungspapieren, Touristen-
visa und Bahnfahrkarten nach Deutschland schickte, wo sie 
als Gruppe von ca. 300 Personen in Hamburg landeten. 

Nun gibt es aber das »Dublin-II-Abkommen« (vom außen-
grenzenfreien Deutschland durchgesetzt), das besagt, dass 
Flüchtlinge nur in dem EU-Land, dessen Boden sie zuerst betre-
ten, Asyl beantragen dürfen. Die 300 Lampedusa-Flüchtlinge 
wären also nach der Meldung bei der Ausländerbehörde ohne 
Lebensperspektive zurück nach Italien abgeschoben worden. 
Sie haben sich daher nachvollziehbarerweise nicht gegenüber 
der Innenbehörde identifi ziert, sondern mit Hilfe einer Unter-
stützergruppe Kirchenasyl in der St.-Pauli-Kirche genommen, 
die übrigens zum Bezirk Altona gehört. Die beiden dortigen 
Kirchenvorstände haben ihnen dieses Asyl gewährt und sich 
mit einer gewaltigen Unterstützung vonseiten der Bevölkerung 
für ihren Aufenthalt in Altona bzw. Hamburg eingesetzt. Wegen 
des drohenden Winters und des schwierigen »Feldlagers« in der 
Kirche mobilisierte die Kirche bzw. deren Gemeindevorstände 
über allerlei humanitäre Einrichtungen Gelder, um insgesamt 
35 Wohncontainer an drei Standorten in Altona aufzustellen 
(St. Pauli-Kirche, Christianskirche in Ottensen, Martin-Luther-
Kirche in Sülldorf). 

In dem Moment trat der Hamburger SPD-Innensenator im 
Fernsehen auf und erklärte, dass die vorgeschriebene Flücht-
lingsbehandlung rechtsstaatlich und fair geregelt sei, und zwar 
auch mit zwingenden Abschiebungen. Es erging dann eine 
Dienstanweisung an die gerade neu angetretene Altonaer Be-
zirksamtsleiterin, Frau Dr. Melzer, die sie verpfl ichtete, dafür 

zu sorgen, dass für die Aufstellung der Kirchen-Container nur 
dann eine Baugenehmigung erteilt werden dürfte, wenn die 
künftigen Bewohner sich ordnungsgemäß gemeldet hätten. 
Nun ist die Verknüpfung einer Baugenehmigung mit deren pri-
vatrechtlicher Nutzung gesetzlich nicht zugelassen. Zumindest 
nicht, was die Frage der Meldung bei der Ausländerbehörde an-
langt. Diese durch ein Gutachten der Hamburger Verfassungs-
richterin Ganten-Lange bestätigte Rechtsauffassung hat zwar 
dazu geführt, dass der Bezirk die Aufl age der Meldeverpfl ich-
tung der Container-Bewohner nicht mehr an die Baugenehmi-
gung für die Container knüpfte, aber als Hinweis bzw. Anlage 
der Baugenehmigung beifügte. Zur selben Zeit verkündete die 
Bischöfi n Fehrs, dass sie das Angebot des Senats der rechts-
staatlichen und fairen Überprüfung der Einzelfälle der Lampe-
dusa-Flüchtlinge begrüßen würde. Nun werden zwar Container 
aufgestellt, wer sie aber unter welchen Bedingungen beziehen 
darf, und was daraus wird, ist unklar. 

Abschließend noch zu den »Stresemannstraßen-Punks«: 
Das Gelände an der Stresemannstraße/Kieler Straße hin zum 
Kaltenkircher Platz gehörte bis vor zehn Jahren der BMW-Nie-
derlassung. Aufgekauft wurde es von den Osmani-Brüdern, 
dann wurde es an die Hanseatic GmbH verkauft, die behör-
denintern als Tarnfi rma des Osmani-Clans angesehen wurde, 
weswegen man sich mit Bau- und anderen Genehmigungen 
schwer tat. Dies hatte einen weiteren Leerstand des Geländes 
zur Folge, das sich mittlerweile in eine Art Biotop mit Birken, 
Weiden und allerlei anderen Pfl anzen entwickelt hatte. 

Im Frühjahr 2013 begann eine Besiedlung des Geländes 
durch junge Obdachlose, die gemeinhin als Punks bezeichnet 
wurden. Es entstanden unterschiedliche Hütten und Bauwa-
gen. Im Sommer 2013 stellte die Hanseatic GmbH Strafan-
zeige und wollte das Gelände räumen lassen. Durch das En-
gagement der linken Bürgerschaftsabgeordneten Christiane 
Schneider und der Grünen Abgeordneten Antje Möller wurde 
die Räumung zunächst verhindert. Als die Altonaer LINKE dann 
einen runden Tisch zwischen BewohnerInnen, Verwaltung und 
Politik einforderte, beteiligten sich daran vonseiten der Politik 
nur die LINKE und die FDP, woraufhin sich die zunächst sehr 
engagierte und problemlösungsorientierte Verwaltung wieder 
zurückzog. Daraufhin setzte die LINKE das Thema Ende Sep-
tember auf die Tagesordnung und empfahl den »Punks«, ihre 
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Interessenlage durch persönliche Anwesenheit zum Ausdruck 
zu bringen. Dort kam es zu verbalen Empörungsreaktionen, die 
in der Presse als »Stürmung der Bezirksversammlung durch 
60 Punks« bewertet wurden. Im Sprachgebrauch einiger SPD- 
und GRÜNEN-Abgeordneter wurde in einer Pause geäußert, 
dass die LINKE das Lumpenproletariat mobilisiert habe, um 
die Demokratie zu stürzen. Obwohl diese Veranstaltung mit 
hanebüchenen Unterstellungen und Anfeindungen und dem 
gemeinsamen Verlassen der Bezirksversammlung durch die 
LINKEN- und CDU-Abgeordneten endete, wurde im Anschluss 
der zuvor für nicht beachtenswert gehaltene runde Tisch nun-
mehr von allen Parteien und der ohnehin engagierten Verwal-
tung wiederbelebt. 

Darauf wurde eine Ausweich-Unterbringung der jungen 
Leute in dem ehemaligen Clubhaus des Polizei-Schießver-
eins neben dem Altonaer Volkspark angeboten, allerdings zu 
sehr merkwürdigen Bedingungen. Während Obdachlose im 
Rahmen des Winternothilfeprogramms des Senats kostenlos 
– z.B. in der Spaldingstraße – versorgt werden, gibt es Miet- 
bzw. Pachtverträge mit den bestehenden Bauwagenplätzen 
wie Gaußstraße, Rondenbarg oder Zomia, wo die Bewohne-
rInnen ca. 100 bis 130 Euro monatlich selber aufbringen müs-
sen, dafür dann aber auch eine Bauwagen-kompatible Fläche 
zur Verfügung gestellt bekommen. Den Stresemannstraßen-
Punks wird auf diesem ehemaligen Schießplatz eine gerade 
mal 3 qm große Fläche pro Person angeboten, zwar beheizt 
und mit Toiletten und Duschen, aber zusammen mit ihren Hun-
den eigentlich nicht nutzbar, zumal man einen engen Zaun um 

Ledigenheim Rehhoffstraße erhalten! 
Von Friedrich Block, Projektmitarbeiter

Wir freuen uns über den Beitrag von Friedrich Block, der als 
Projektmitarbeiter die Initiative Rehhoffstraße begleitet. Von 
Anbeginn haben wir das Vorhaben ihrer engagierten Mit-
glieder unterstützt, bietet sich darüber doch die einmalige 
Chance, mitten in der aufwertungsbedrohten Neustadt eine 
traditionsreiche Einrichtung für Menschen mit geringem Ein-
kommen zu erhalten.

In einer Zeit, in der bezahlbares Wohnen und soziale Spaltung 
brisante Themen in Hamburg darstellen, fi ndet ein Projekt aus 
der Neustadt wachsende Aufmerksamkeit. Dort will eine Ini-
tiative das 100 Jahre alte Ledigenheim in der Rehhoffstraße 
langfristig erhalten. Es soll ein gesichertes Zuhause bieten 
für Männer, die sich teuren Wohnraum nicht leisten können, 
und es soll als Denkmal der Hamburger Kultur- und Sozialge-

das Gelände gezogen hat, weil das weitere Gelände womöglich 
kontaminiert sei. Welche Fürsorge! Wie das weitergehen wird, 
weiß ich, wie so vieles, auch nicht.
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schichte seiner Bedeutung gerecht werden. Noch vor dem Er-
sten Weltkrieg wurde das Haus eröffnet. In erster Linie ledige 
Hafenarbeiter und Seeleute sollten dort unterkommen. Eine 
soziale Einrichtung, die bezahlbar war für die Ledigen, und in 
der neben dem persönlichen kleinen Zimmer Dienstleistungen 
und Gemeinschaftseinrichtungen ein Zusammenwohnen er-
möglichen sollten. Über Jahrzehnte hat das auch gut funktio-
niert. Nach Verkäufen der Immobilie ist die soziale Einrichtung 
aber heute in ihrem Bestand gefährdet und das Gebäude be-
darf dringend der Renovierung. 

Ziel der Initiative ist es nun, das Ledigenheim über Spenden- 
und Stiftungsgelder zu erwerben und in den Besitz der gemein-
nützigen Stiftung Ros zu überführen. Der laufende Betrieb wird 
sich aus den Mieten fi nanzieren lassen. Daher braucht der An-
kauf und die Renovierung sozial engagierte BürgerInnen, die 
für ihre Stadt etwas tun und der sozialen Spaltung entgegen-
wirken wollen, denn nur so können ein soziales Mietniveau, 
Dienstleistungen sowie Sozialarbeit realisiert werden.

Die gut vernetzte Initiative um die unermüdlich ehrenamt-
lich engagierten Projektverantwortlichen Antje Block und Jade 
Jacobs hat – unterstützt von bezirklicher Politik und Verwal-
tung – bis heute schon viel erreicht:
■ Das Gebäude steht inzwischen unter Denkmalschutz und 

eine Soziale Erhaltensverordnung bietet den Bewohnern ei-
nen gewissen Schutz.

■ In Kooperation mit dem derzeitigen Eigentümer kann ein 
Sozialarbeiter beschäftigt werden, der den Bewohnern mit 
Rat und Tat zur Seite steht.

■ Die Initiative erfreut sich großer politischer Unterstützung, 
parteiübergreifend tritt die Bezirksversammlung Hamburg 
Mitte für die Erhaltung des Hauses ein.

■ Konkret hat die Bezirksversammlung der Initiative 30.000 
Euro für das Fundraising und dessen Organisation zur Ver-
fügung gestellt.

■ Rund 200.000 Euro sind bereits auf einem Treuhandkonto 
gesammelt bzw. für das Projekt zugesagt.

■ Im Projektbeirat fi nden sich Engagierte aus ganz unter-
schiedlichen Berufsgruppen, professionelle Kooperations-
partner stellen ihren Sachverstand zur Verfügung.

■ Die Finanzsenatorin beabsichtigt die Patenschaft für die 
neu gegründete Stiftung ein Jahr lang zu übernehmen.

Damit das hohe Ziel des Ankaufs und der langfristigen Erhal-
tung der sozialen Einrichtung aber Wirklichkeit wird, benötigt 
das Projekt allerdings noch große Unterstützung:
■ Möglich sind Spenden jeder Höhe. Sie gehen auf ein Ander-

konto in einer Rechtsanwaltskanzlei und werden, wenn das 
Ziel nicht erreicht wird, an die SpenderInnen zurückgezahlt.

■ Im Interesse der Initiative liegt die Weiterverbreitung der 
Projektinformationen. Dazu stehen Flyer und Infobroschü-
ren zur Verfügung.

■ Explizit erwünscht ist die Vermittlung von Kontakten zu wei-
teren ideellen wie potenziellen fi nanziellen PartnerInnen.

■ Die Räume in der Rehhoffstraße kann man auch besuchen: 
Und zwar jeden 2. Mittwoch im Monat ab 19 Uhr, wenn die 
»Voküisine« ihre Tore zum abendlichen Essen öffnet, oder 
nach vorheriger Absprache.

Die Initiative und die Stiftung sind im Internet zu fi nden unter 
www.rehhoffstrasse.de. Dort gibt es alle Einzelheiten, die In-
teressierte und potenzielle SpenderInnen wissen müssen. Bei 
Interesse kann über die Mailadresse post@rehhoffstrasse.de 
persönlich Kontakt aufgenommen werden.
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sion mit Bezirks- und Bürgerschaftspolitiker_innen laut. Für die 
Stadtteilbeiräte, die es in unterschiedlicher Intensität zum Teil 
seit Jahrzehnten gibt, berichtete Michael Joho aus St. Georg, 
wie dieses bewährte Instrument der Bürgerbeteiligung zuneh-
mend beschnitten wird: Kürzung der Zuschüsse, weniger Infor-
mation durch Behörden, weniger Möglichkeiten, unabhängige 
Experten hinzu zu ziehen. Johos Hauptforderungen: Erhalt und 
Einrichtung von Stadtteilbeiräten mit der nötigen fi nanziellen, 
personellen und räumlichen Ausstattung überall dort, wo es 
gewünscht wird; Schaffung eines eigenen Etatpostens »Stadt-
teilbeiräte« im Hamburger Haushalt und Verfügungsfonds für 
alle Quartiere mit Stadtteilbeiräten; gesetzliche Absicherung 
von Beteiligungsstrukturen auf Stadtteilebene und frühzeitige 
Einbindung z.B. bei Planungsverfahren. 

Große Einigkeit herrschte auch bei der Forderung an die 
Politik, der versprochenen Stärkung der Bezirke endlich mess-
bare Taten folgen zu lassen. Vor allem das Konzept der Ein-

heitsgemeinde, das den Bezirken nur wenig Spielraum lässt, 
galt einigen Rednern als nicht mehr zeitgemäß. Den Kritikern 
war aber auch klar, dass für eine grundlegende Reform, um 
zum Beispiel eigenständige Kommunen aus den Bezirken zu 
machen, die hamburgische Verfassung geändert werden 
müsste. Für Mehr Demokratie stand fest, dass die Verfah-
renstricks, mit denen Bürgerbegehren und Bürgerentscheide 
ausgehebelt werden (wie z.B. bei Langenhorn 73 oder Eden 
für Jeden), dann nicht mehr möglich wären. Für den Verein 
»Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg« brachte es Michael Rotschuh 
auf den Punkt: »Nur wenn Bürger_innen in dieser Weise Ver-
hinderungsmacht haben, haben sie auch Verhandlungsmacht 
und bleiben nicht bloße Bittsteller. So können sie konstruktiv 
Alternativen aufzeigen und umsetzen.«

Für Rückfragen: Manuel Humburg, Tel. 31768663; Michael 
Joho, Tel. 280 3731 0der 0160-91481027; Angelika Gardiner, 
Tel. 8902426 oder 0163-9144662.

Arbeitszeitverkürzung tut Not!

Rund 180 TeilnehmerInnen waren am 10. Mai in Hamburg in 
der Gewerbeschule Angerstraße, um über das Thema Arbeits-
zeitverkürzung zu diskutieren. Wir dokumentieren hier die 
Abschlusserklärung (siehe auch www.kongress-azv2014.de).

Arbeitszeitverkürzung – ein Weg aus der Krise?
Umverteilung der Arbeit durch Arbeitszeitverkürzung ist das 
Gebot der Stunde. Eine deutliche Arbeitszeitverkürzung in 
großen, schnellen Schritten, bei vollem Lohn- und Personal-
ausgleich. 

Die Kongressteilnehmer und -teilnehmerinnen sind zwar 
unterschiedlicher Meinung, ob das die Lösung der Krise ist. 
Einigkeit besteht jedoch darin, dass es ohne diese Umvertei-
lung nicht zu einer Lösung der Krise kommen wird, sondern 
zu einer weiteren Vertiefung der sozialen Spaltung. Zusätzlich 
würde sich die Ungleichheit unter den abhängig Beschäftigten 

verschärfen: Hier die einen, die so viel arbeiten, dass sie da-
von krank werden, dort die anderen, die entweder keine Ar-
beit bekommen oder sich von einer prekären Beschäftigung 
zur nächsten hangeln müssen. Eine radikale Arbeitszeitverkür-
zung hingegen würde Ressourcen freisetzen, damit Menschen 
sich um die Belange dieser Gesellschaft kümmern können und 
daran arbeiten, die ökologische, wirtschaftliche und politische 
Bedrohung abzuwenden, welche diese Krise darstellt. 

Der Kongress appelliert daher an alle Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschafter, Mitglieder von Sozialverbänden, 
politischen Organisationen und Parteien, an Interessenvertre-
tungen und sozial engagierte Menschen: 

Tragt die Diskussion um die Umverteilung der Arbeitszeit 
in alle Winkel unserer Gesellschaft, mit dem Ziel, daraus eine 
breite, solidarische Bewegung entstehen zu lassen. 
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Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail bezie-
hen oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie eine kurze Mail an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder tim.
golke@linksfraktion.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Buce rius str. 2, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Tim Golke MdHB, Borgfelder Straße 83, 20537 Hamburg.

Kulturtipp: Wider die »Gentrifi zierung«

Geradezu eine kulturelle Veranstaltungsoffensive gegen Auf-
wertung und Verdrängung steht im Juni in St. Georg auf dem 
Programm. 

Zu einer Schatzsuche der besonderen Art lädt das »Vor-
stadttheater St. Georg« für das Wochenende 21./22. Juni, je-
weils um 17.00 Uhr, ab Drachenbau-Wohngenossenschaft 
(Schmilinskystraße 6a, Hinterhof), ein. Im Rahmen des Ge-
schichtswerkstatt-Projekts »Protest« zeigt die Theatergruppe 
ihr Open-Air-Stück »St. Georg zu verkaufen«. »Begleiten Sie 
uns auf einer Verkaufstour durch das aufstrebende, lange Zeit 
verpönte Hauptbahnhofviertel«, heißt es in der Ankündigung. 
»Erleben Sie mit uns ein im dynamischen Wandel befi ndliches 
Quartier voller Lebensfreude und angesagter Locations, vol-
ler kleiner und großer Schätze. Sehen Sie den Stadtteil mit 
anderen Augen und entdecken Sie die neuen Standortquali-
täten in einem attraktiven Investitionsumfeld.« Und, nicht zu 
vergessen: »Für Ihre Sicherheit verbürgen wir uns, die stadt-
teiltypischen Protestler garantieren reizvolle Abwechslung.« 
Der Teilnahmebeitrag beträgt 7 Euro, ermäßigt 5 Euro.

Wer den Film »Empire St. Pauli«, 2009 gedreht von Irene 
Bude und Olaf Sobczak, erinnert, kann sich doppelt freuen, 

denn jetzt gibt es ein 90minütiges Pendant aus dem Haupt-
bahnhofviertel. 

Nach gut zwei Jahren Dreh- und Schnittarbeiten kann der 
Dokumentarfi lmer Ulrich Gehner nun das Werk »Wem gehört 
die Stadt?« präsentieren. Mit dessen Untertitel macht er auch 
seinen eigenen Standort deutlich: »Ein Stadtteil wehrt sich«. 
Ulli Gehner hat bereits im letzten Jahr bundesweite Beach-
tung mit einem Youtube-Streifen zur teilweise rigiden Ver-
treibung der Obdachlosen vom Bahnhofsvorplatz erfahren. 
Sein neues Werk, unterstützt mit Mitteln aus der Filmförde-
rung, wird sicher Furore machen, zeigt er doch nach Aussa-
gen Gehners nichts weniger »als die Auswirkungen der Gen-
trifi zierung auf das Zusammenleben im Quartier. Mieter und 
LadenbetreiberInnen berichten von ihren Erfahrungen und 
Problemen mit der Veränderung des Stadtteils; Investoren 
und Stadtplaner erklären ihre Arbeit und ihre Vorstellungen 
von einem lebenswerten Stadtteil.« Die Uraufführung erfolgt 
am Samstag, den 28. Juni, um 17.00 Uhr im »Metropolis« (Klei-
neTheaterstraße 10), eine zweite Darbietung folgt am Mitt-
woch, den 2. Juli, um 19.30 Uhr im »Neuen Gemeindesaal« 
(Stiftstraße 15).
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